
 
 
INHALT: Aufstufung der Kreisstraße PAF-10; Kommunalunternehmen 
Strukturentwicklung Landkreis Pfaffenhofen a.d.Ilm – Bekanntma-
chung des Jahresabschlusses 2018; Zweckverband für Rettungs-
dienst und Feierwehralarmierung Region Ingolstadt – Bekanntma-
chung der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020; Schulver-
band Schweitenkirchen-Paunzhausen – Bekanntmachung der Haus-
haltssatzung für das Haushaltsjahr 2020; Abwasserzweckverband 
Geisenhausen-Geroldshausen – Bekanntmachung der Haushaltssat-
zung für das Haushaltsjahr 2020; Wasserzweckverband „Gerolds-
hausener Gruppe“ – Bekanntmachung der Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2020; Sparkasse Pfaffenhofen – Kraftloserklärung von 
Sparurkunden;   
______________________________________________________ 
 

Landratsamt 
 
 
Amtliche Bekanntmachung über die Aufstufung zur Kreisstraße 
PAF-10 in Wolnzach von der südöstlichen Grenze des Flurstü-
ckes 1501/2, Gemarkung Wolnzach (Kreuzungsbereich Preysing-
/Auenstraße) bis zur südlichen Grenze des Flurstückes 176/0, 
Gemarkung Wolnzach (Kreuzungsbereich Schloß-/Auenstraße) 
 
Die Teilstrecke der Auenstraße in Wolnzach von der südöstlichen 
Grenze des Flurstückes 1501/2, Gemarkung Wolnzach bis zur südli-
chen Grenze des Flurstückes 176/0, Gemarkung Wolnzach in der 
Gemeinde Wolnzach, Landkreis Pfaffenhofen a.d.Ilm, Regierungsbe-
zirk Oberbayern wird zur Kreisstraße PAF-10 aufgestuft. 
 
Die aufgestufte Strecke beginnt am Kreuzungsbereich Preysing-
/Auenstraße (Km 0.000) und endet am Kreuzungsbereich Schloß-
/Auenstraße (Km 0.627). 
Neuer Träger der Straßenbaulast ist der Landkreis Pfaffenhofen. 
 
Die Verfügung kann im Sachgebiet -Kreiseigener Tiefbau- des Land-
ratsamtes Pfaffenhofen a.d.Ilm, Niederscheyerer Str. 61, 85276 
Pfaffenhofen a.d.Ilm, Zimmer 2/EG, während den Öffnungszeiten 
eingesehen werden. Dies wird hiermit bekanntgegeben. 
 
Pfaffenhofen a.d.Ilm, 04.02.2020 
 
Arthur Kraus, Sachgebietsleiter Kreiseigener Tiefbau 
_______________________________________________________ 

 

Kommunalunternehmen 
Strukturentwicklung 

Landkreis Pfaffenhofen a.d.Ilm 
 
 
Bekanntmachung nach § 27 Abs. 3 der Verordnung über Kom-
munalunternehmen (KUV): Jahresabschluss 2018 des Kommu-
nalunternehmens Strukturentwicklung Landkreis Pfaffenhofen 
a.d.Ilm (KUS) 
 
I. Der Verwaltungsrat des KUS hat in seiner Sitzung am 10. Dezem-
ber 2019 folgendes beschlossen: 
 
1. Der geprüfte und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk versehene Jahresabschluss und Lagebericht für das Geschäfts-
jahr 2018 wird festgestellt. 
2. Der Jahresfehlbetrag i.H.v. 650.328,63 EUR wird auf neue Rech-
nung vorgetragen. 
3. Der Geschäftsführung wird für das Geschäftsjahr 2018 Entlastung 
erteilt. 
 
II. Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers: 
 
An das Kommunalunternehmen Strukturentwicklung Landkreis Pfaf-
fenhofen a.d. Ilm, Anstalt des öffentlichen Rechts, Pfaffenhofen a.d. 
Ilm 

 
Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss des Kommunalunternehmen Struk-
turentwicklung Landkreis Pfaffenhofen a.d. Ilm, Anstalt des öffentli-
chen Rechts, Pfaffenhofen a.d. Ilm, - bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 sowie dem 
Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht 
des Kommunalunternehmen Strukturentwicklung Landkreis Pfaffenh-
ofen a.d. Ilm, Anstalt des öffentlichen Rechts, Pfaffenhofen a.d. Ilm, 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 
geprüft. Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der beigefügte Jahresabschluss 
in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaf-
ten geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2018 
sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2018 und vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen 
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 
Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu 
keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und Art. 93 der Landkreis-
ordnung für den Freistaat Bayern unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
"Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks 
weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforde-
rungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundla-
ge für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresab-
schluss und den Lagebericht 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des 
Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen 
Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrol-
len, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um 
die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Dar-
stellungen ist. Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte im Zusammen-
hang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-
gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. Außerdem sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jah-
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resabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschrif-
ten entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie 
als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts 
in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen 
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nach-
weise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
  
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, 
ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - beabsich-
tigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der 
Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jah-
resabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnis-
sen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und 
Art. 93 der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern unter Beach-
tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren 
und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise er-
wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lageberichts getroffe-
nen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus identifizieren 
und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder 
unbeabsichtigter - falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurtei-
le zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkei-
ten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. 
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 
[Während der Prüfung] gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem 
und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil über die Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben. 
[Während der Prüfung] beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmetho-
den sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben. 
[Während der Prüfung] ziehen wir Schlussfolgerungen über die An-
gemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen 
oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähig-
keit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Anga-
ben unangemessen sind, unsere Prüfungsurteile zu modifizieren. Wir 
ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum 
Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 
[Während der Prüfung] beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden 
Geschäftsvorfälle und  Ereignisse  so  darstellt, dass  der  Jahresab- 
 
 

schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver-
mittelt. 
[Während der Prüfung] beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von 
ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 
[Während der Prüfung] führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Anga-
ben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunfts-
orientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen An-
nahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientier-
ten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen. 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung 
sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 
 
Grünwald b. München, den 27. September 2019 
 
LKC TREUBEG GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft 
 
Robert Beck    Malte Thalemann 
Wirtschaftsprüfer   Wirtschaftsprüfer 
 
 
III. Öffentliche Auslegung: 
 
Der Jahresabschluss 2018 und der zugehörige Lagebericht sind an 
sieben Tagen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkrei-
ses Pfaffenhofen a.d.Ilm, jeweils zu den Öffnungszeiten von Montag 
bis Freitag, zwischen 8.00 und 12.00 Uhr, in der Geschäftsstelle des 
KUS, Spitalstraße 7 in 85276 Pfaffenhofen a.d.Ilm, öffentlich ausge-
legt. 
 
Pfaffenhofen, 17. Februar 2020 
 
Johannes Hofner, Vorstand 
_______________________________________________________ 

 
 

Zweckverband für Rettungsdienst und 
Feuerwehralarmierung Region  

Ingolstadt 
 
 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes für Rettungsdienst und 
Feuerwehralarmierung Region Ingolstadt für das Wirtschaftsjahr 

2020 
 
Hinweis auf Bekanntmachung: 
Die Haushaltssatzung des Zweckverbandes für Rettungsdienst und 
Feuerwehralarmierung Region Ingolstadt für das Haushaltsjahr 2020 
wurde im Oberbayerischen Amtsblatt Nr. 3 vom 07.02.2020 (Seite 17-
18) veröffentlicht. 
 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen ab dem Tag der 
Bekanntmachung bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer 
Haushaltssatzung in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes in der 
Dreizehnerstr. 1 in 85049 Ingolstadt während der allgemeinen Ge-
schäftsstunden zur Einsichtnahme auf.  
 
Ingolstadt, 23. Dezember 2019  
Zweckverband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung  
 
Martin Wolf, Landrat und Verbandsvorsitzender 
_______________________________________________________ 
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Schulverband 
Schweitenkirchen-Paunzhausen 

 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Schulverbandes  
Schweitenkirchen – Paunzhausen 

 
I. 
 

Aufgrund des Art. 9 Abs. 7 und 9 Bay. Schulfinanzierungsgesetz --
BaySchFG- sowie Art. 63 ff. der Gemeindeordnung –GO- erlässt der 
Schulverband Schweitenkirchen-Paunzhausen folgende Haushalts-
satzung für das Haushaltsjahr 2020: 
 

§ 1 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird  
 
im Verwaltungshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben auf  796.875 € 
und  
im Vermögenshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben auf  116.300 € 
festgesetzt. 
 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen im Vermögenshaushalt sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht 
festgesetzt. 
 

§ 4 
Schulverbandsumlage: 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlage-

soll) zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungshaushalt 
wird für das Haushaltsjahr 2020 auf 566.645 € festgesetzt und 
nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schul-
verbandes umgelegt. 

2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßge-
bende Schülerzahl nach dem Stand vom 01.Oktober 2019 auf 
265 Verbandsschüler festgesetzt. 

3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 2.138 € 
festgesetzt. 

4. Eine Investitionsumlage wird nicht festgesetzt. 
 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 50.000 € festgesetzt. 
 

§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2020 in Kraft. 
 

II. 
 

Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Be-
standteile. 
 

III. 
 

Gleichzeitig mit der Bekanntmachung der Haushaltssatzung wird der 
Haushaltsplan gem. Art. 65 Abs. 3 der GO eine Woche lang nach 
Erscheinen des Amtsblatts im Rathaus Schweitenkirchen - Kämmerei 
- innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden öffentlich zur Einsicht 
aufgelegt. Außerdem liegen die Haushaltssatzung und der Haus-
haltsplan während des ganzen Jahres im Rathaus Schweitenkirchen - 
Kämmerei - innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur Ein-
sichtnahme bereit. 
 
Schweitenkirchen, den 17.01.2020 
 
Albert Vogler, 1. Vorsitzender 
_______________________________________________________ 

 
 
 

Abwasserzweckverband 
Geisenhausen-Geroldshausen 

 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Abwasserzweck-
verbandes Geisenhausen-Geroldshausen 

 für das Haushaltsjahr 2020. 
 

I. 
Aufgrund des § 7 der Verbandssatzung und der Art. 40 Abs. 1 des 
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit in Verbindung mit 
Art. 63 ff. der Gemeindeordnung hat der Zweckverband am 
11.12.2019 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 
beschlossen. 
 

§ 1 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 
 
im Verwaltungshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben auf      347.102 € 
und  
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben auf                887.400 € 
festgesetzt. 
 

§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investi-
tionsförderungsmaßnahmen wird auf 500.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht 
festgesetzt. 
 

§ 4 
1. Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben. 
  
2. Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben.  
 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 25.000 € festgesetzt. 
 

§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2020 in Kraft. 

 
II. 

Die Haushaltssatzung enthält genehmigungspflichtige Bestandteile. 
 

III. 
Gleichzeitig mit der Bekanntmachung der Haushaltssatzung wird der 
Haushaltsplan gem. Art. 65 Abs. 3 der GO eine Woche lang nach 
Erscheinen des Amtsblatts im Rathaus Schweitenkirchen - Kämmerei 
- innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden öffentlich zur Einsicht 
aufgelegt. Außerdem liegen die Haushaltssatzung und der Haus-
haltsplan während des ganzen Jahres im Rathaus Schweitenkirchen - 
Kämmerei - innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur Ein-
sichtnahme bereit. 
 
Schweitenkirchen, den 17.01.2020 
 
Albert Vogler, 1. Vorsitzender             
_______________________________________________________ 

 

Wasserzweckverband  
„Geroldshausener Gruppe“ 

 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzun 
des Wasserzweckverbandes “Geroldshausener Gruppe” 

für das Haushaltsjahr 2020. 
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I. 

Aufgrund des §§ 10 und 17 der Verbandssatzung und der Art. 40 
Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit in Ver-
bindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung hat der Zweckverband 
am 11.12.2019 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2020 beschlossen. 
 

 
§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird  
 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben auf  408.742 € 
und 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben auf  158.983 € 
festgesetzt. 
 

§ 2 
Eine Aufnahme von Krediten ist nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht 
festgesetzt. 
 

§ 4 
1. Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben. 
 
2. Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 25.000 € festgesetzt. 
 

§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2020 in Kraft. 
 

II. 
 

Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Be-
standteile. 
 

III. 
 

Gleichzeitig mit der Bekanntmachung der Haushaltssatzung wird der 
Haushaltsplan gem. Art. 65 Abs. 3 der GO eine Woche lang nach 
Erscheinen des Amtsblatts im Rathaus Schweitenkirchen - Kämmerei 
- innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden öffentlich zur Einsicht 
aufgelegt. Außerdem liegen die Haushaltssatzung und der Haus-
haltsplan während des ganzen Jahres im Rathaus Schweitenkirchen - 
Kämmerei - innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur Ein-
sichtnahme bereit. 
 
Schweitenkirchen, 17.01.2020 
 
Albert Vogler, 1. Vorsitzender 
_______________________________________________________ 

 

Sparkasse Pfaffenhofen 
 
 
Kraftloserklärung von Sparurkunden; 
Durch Beschluss des Vorstandes der Sparkasse Pfaffenhofen wurde 
folgende Sparurkunde für kraftlos erklärt: 
 

Sparkassenbuch Nr. 4160646602 
 
Die Kraftloserklärung erfolgt gem. Art. 39 AGBGB. 
 
Pfaffenhofen a.d.Ilm, 10.02.2020 
 

Sparkasse Pfaffenhofen 
-Der Vorstand- 

 
Norbert Lienhardt  Tino Müller 

_______________________________________________________ 
Tag der Veröffentlichung: 18.02.2020 


